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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/4) — 521 10 Ste 40/74 

Bonn, den 12. Juli 1974 

An den 
Herrn Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Betr.: Einkommensteuerreformgesetz 
— Drucksachen 7/1470, 7/2032, 7/2163, 7/2164, 7/2174, 

7/2180, 7/2306, 7/2352 — 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. Juli 1974 dem vom 
Deutschen Bundestag am 10. Juli 1974 beschlossenen Gesetz 
zur Reform der Einkommensteuer, des Familienlastenausgleichs 
und der Sparförderung (Einkommensteuerreformgesetz — 
EStRG) in der vom Vermittlungsausschuß vorgeschlagenen Fas-
sung nicht zugestimmt. Die Bundesregierung hat daher be-
schlossen, gemäß Artikel 77 Abs. 2 Satz 4 des Grundgesetzes zu 
verlangen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird. 

Namens der Bundesregierung bitte ich, den Vermittlungsaus-
schuß zum frühestmöglichen Zeitpunkt einzuberufen. 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Schmidt 


